8.7

Dresdner Richtlinie zur sozialen Mietwohnraumfoérderung
Vom 7. September 2017

Veroffentlicht im Dresdner Amtsblatt Nr. 38/2017 vom 21.09.2017, gedindert in Nr. 41/2020
vom 08.10.2020

Praambel

Die Richtlinie des Sachsischen Innenministeriums zur Férderung der Schaffung von miet-
preis- und belegungsgebundenem Mietwohnraum (RL gMW) bietet entsprechend Zif-
fer VII.6.b) den Gemeinden die Moglichkeit, zur Umsetzung und Ausgestaltung der Richt-
linie erganzende Regelungen zu treffen, soweit die Regelungen nicht im Widerspruch zur
Richtlinie des Landes stehen. Die Landeshauptstadt Dresden nutzt mit der Formulierung
dieser Dresdner Richtlinie zur sozialen Mietwohnraumforderung (Dresdner Richtlinie)
diesen Weg.

l. Forderziel

(1) Die Landeshauptstadt Dresden gibt im Rahmen dieser Richtlinie die vom Freistaat
Sachsen auf der Grundlage der Richtlinie des Sachsischen Staatsministeriums des In-
nern zur Forderung der Schaffung von mietpreis- und belegungsgebundenem Miet-
wohnraum (Richtlinie gebundener Mietwohnraum — RL gMW vom 9. Dezember
2016) gewdhrten Anteilsforderungen in Form von Zuschiissen zur Schaffung von
zweckgebundenem Mietwohnraum an den Letztempfanger gemall Nummer 12 der
Verwaltungsvorschriften zu § 44 Sachsische Haushaltsordnung weiter.

(2) Ziel der Forderung ist es, neuen Wohnraum fiir Haushalte zu schaffen, die sich am
Markt nicht angemessen mit Wohnraum versorgen konnen. Die im Rahmen der For-
derung nach diesen Vorschriften zu errichtenden Bauvorhaben sollen sich an den
nachfolgenden Zielsetzungen orientieren, indem sie

« die Wohnraumversorgung der nach § 1 Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 WoFG vordringlich
unterzubringenden Bevolkerungsgruppen sichern und verbessern,

« das Wohnungsangebot nachhaltig erhéhen,

. eine ansprechende architektonische und stadtebauliche Qualitat aufweisen,

« den Wohnbedirfnissen Alleinerziehender und Familien mit Kindern besonders
Rechnung tragen,

« neue Wohnformen ermoglichen, insbesondere Angebote des generationeniiber-
greifenden und seniorengerechten Wohnens,

« barrierefreie und rollstuhlfahrergerechte Wohnungen schaffen,
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« die Schaffung und Erhaltung sozial stabiler Bewohner- und ausgewogener Sied-
lungsstrukturen fordern,
« den Vorrang auf die Innenentwicklung und integrierte Wohnungsbaustandorte
legen,
« die Anforderungen des 6kologischen Bauens, insbesondere die nachhaltige Redu-
zierung des Energiebedarfs und der CO2-Emission beriicksichtigen,
. eine OPNV-orientierte VerkehrserschlieBung schaffen, die auf die Reduzierung
motorisierten Individualverkehrs ausgerichtet ist,
« einen besonderen Beitrag zum Klima- und Umweltschutz leisten,
« als Bauvorhaben einen besonderen Beitrag zur 6kologischen Erneuerung und Ent-
wicklung Dresdens leisten durch:
« sparsamste Flacheninanspruchnahme, wie das Nutzen vorhandener Bau-
rechte (Baullicken, VerdichtungsmalRnahmen),
« ErschlieBung neuer Nutzungsmaoglichkeiten im Innenbereich von z. B. Brach-
flachen,
. wirksame Konzepte des Wasser- und Energiesparens, des Immissionsschut-
zes, des Naturschutzes sowie der Landschaftspflege.

Il. Prioritaten

Antrage, die die Fordervoraussetzungen der Richtlinie des Sachsischen Innenministeri-
ums zur Férderung der Schaffung von mietpreis- und belegungsgebundenem Mietwohn-
raum (RL gMW) erfiillen, werden vorrangig positiv beschieden, wenn sie die Kriterien der
Anlage 1 ,Kriterienkatalog zur Priorisierung fir den mietpreis- und belegungsgebunde-
nen Mietwohnungsbau in Dresden” erfiillen.

Ill. Férderungsvoraussetzungen

Neben den in der RL gMW genannten Fordervoraussetzungen ist bei Antrdgen in der
Landeshauptstadt Dresden nachzuweisen, dass das Bauvorhaben im Stadtgebiet der Lan-
deshauptstadt Dresden errichtet wird.

IV. Antragsberechtigung

(1) Antragsberechtigt sind natrliche und juristische Personen sowie Vereinigungen, so-
weit ihnen ein Recht zustehen kann, als Eigentiimer oder Erbbauberechtigte.

(2) Die Antragsberechtigten missen die Gewahr fiir eine ordnungsgemalRe und wirt-

schaftliche Durchfiihrung des Bauvorhabens sowie fiir eine langfristige bestimmungs-
und ordnungsgemaRe Verwaltung der Wohnungen bieten.

57. EL, 2020 2



RL Mietwohnraumfoérderung 8.7

V. Antrag auf Férderung

(1) Die Antrage sind in der zustdndigen Wohnungsbauforderstelle einzureichen:

(2)

Stadtplanungsamt der Landeshauptstadt Dresden
Sachgebiet Wohnungsbauférderung

Postfach 12 00 20

01001 Dresden

Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufiigen:

AW

©

10.
11.

12.
13.

genehmigter Bauantrag oder Genehmigungsfreistellung oder Vollstandigkeitsbe-
scheinigung des Bauantrags ausgestellt von der Zentralen Antrags- und Vorpruf-
stelle (ZAVS) oder ein giiltiger Vorbescheid (nach § 75 SéichsBO) mindestens zur
planungsrechtlichen Zuldssigkeit der geplanten Wohnnutzung (insbesondere
Geschossflidche, Geschossigkeit und Grundfiéche) sowie gegebenenfalls zu sich im
konkreten Einzelfall stellenden Zuldssigkeitsfragen,?)

Berechnung der Brutto-Grundflache nach DIN 277 und der Wohnflache nach der
Wohnflachenverordnung (WoFIV),

vollstandige Bauzeichnungen, amtlicher Lageplan,

unbeglaubigter, vollstandiger und aktueller Grundbuchauszug,
Finanzierungsnachweise (verbindliche Zusagen fiir Kapitalmarkt- und andere
Fremdmittel),

Nachweise der Eigenkapitaldeckung (z. B. bare Mittel, bezahlte Baumaterialien,
bezahltes Grundstiick, Ansparung auf Bausparvertrag, Kapitalabfindung usw.),
Projektbeschreibung,

Bauablaufplan,

priifbare Berechnung der Gesamtkosten fiir bauliche MalRnahmen an geforderten
Wohnungen mit Beschreibung der MaBnahmen,

Angaben zu Zahl und Wohnflache der zu férdernden Wohnungen,

Ermittlung der anfanglichen Miete mit Berechnungsbestatigung durch das Stadt-
planungsamt der Landeshauptstadt Dresden,

Auszug aus dem Handelsregister (fiir Unternehmen) und

Datenschutzrechtliche Einwilligungserklarung.

) Anderung, Dresdner Amtsblatt Nr.41/2020 vom 08.10.2020, Seite 11
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VL. Priifung der Antrdge

(1) Ein Rechtsanspruch auf Férderung besteht nicht. Ubersteigt die Antragssumme die
zur Verfliigung stehenden Fordermittel, so werden die Baumalinahmen bevorzugt be-
schieden, die mit den Forderzielen und Prioritdten der Landeshauptstadt Dresden in
héchster Ubereinstimmung stehen.

(2) Die Priifungen der Planungsgrundlagen erfolgt durch die bewilligende Wohnungs-
bauférderstelle der Landeshauptstadt Dresden.

VII. Offentlich-rechtlicher Weitergabevertrag

(1) Die Landeshauptstadt Dresden, Wohnungsbauférderstelle, schlieft mit dem Antrag-
steller einen 6ffentlich-rechtlichen Weitergabevertrag nach Ziffer IIl. und IV.2bb RL
gMW, in dem die Begriindung und Bedingungen der Belegungs- und Mietbindungen
geregelt sind.

(2) Die nach dieser Richtlinie geférderten Wohnungen sind fiir Wohnungssuchende be-
stimmt, die Inhaber eines Wohnberechtigungsscheines nach Wohnraumférderungs-
gesetz (WoFG) der Landeshauptstadt Dresden sind.

(3) Der Weitergabevertrag enthalt die Regelungen zum Auszahlungsverfahren an den
Antragsteller unter dem Zustimmungsvorbehalt der Zuwendung durch die SAB sowie
Festlegungen zu Verwendungsnachweisen und sonstigen Verfahrensregelungen nach
Ziffer
VIl.4 - 6 RLgMW.

VIII. Mietvertrage und Mietpreisbindung

(1) Die Landeshauptstadt Dresden, Wohnungsbauforderstelle, vereinbart mit dem An-
tragsteller die anfangliche Netto-Kaltmiete (anfangliche Miete). Die anfangliche
Miete berechnet sich aus der durchschnittlichen Angebotsmiete fiir vergleichbare
Wohnungen im Neubau oder Sanierung/Umbau in dem gleichen oder einem ver-
gleichbaren Wohngebiet abzliglich der Hohe der Férderung in Euro pro Quadratme-
tern (nach Ziffer IV.3.a) RL gMW). Die Ermittlung der durchschnittlichen Angebots-
miete fir vergleichbare Wohnungen in dem gleichen oder einem vergleichbaren
Wohngebiet erfolgt durch das Stadtplanungsamt der Landeshauptstadt Dresden.

(2) Beim Erstbezug und jedem Mieterwechsel ist der Landeshauptstadt Dresden, Sozial-

amt, durch den Vermieter eine Kopie des Mietvertrages und des Wohnberechti-
gungsscheins zur Priifung vorzulegen.
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(3)

(4)

Die Miete darf unter Beachtung des § 558 Biirgerliches Gesetzbuch entsprechend der
prozentualen Entwicklung der ortsliblichen Vergleichsmiete auf Basis des Dresdner
Mietspiegels angepasst werden. Mieterhdhungen sind mit der zustdandigen Stelle der
Landeshauptstadt Dresden, Wohnungsbauforderstelle, abzustimmen. Eine Schrift-
form ist erforderlich. Im Falle einer Wiedervermietung darf hochstens ein Mietzins
vereinbart werden, der sich aus der im Bewilligungsbescheid festgelegten Miete zu-
zliglich zugestimmter Mieterhéhungen ergibt.

Mietvertrage sind unbefristet abzuschliefen. Die Wohnung ist der Mieterin oder
dem Mieter in bezugsfertigem Zustand zu ibergeben. Regelungen, nach denen Auf-
wendungen fur die bezugsfertige Herstellung der Wohnung und/oder Kosten fiir die
laufende Instandhaltung von der Mieterin oder dem Mieter zu tragen sind, sind un-
zuldssig. Die Erhebung von Zuschlagen fir die Mitvermietung von Einrichtungs- oder
Ausstattungsgegenstanden sowie von Keller- und Zubehdrraumen ist unzuldssig; dies
gilt nicht fir die Vermietung von Garagen und Kfz-Einstellplatzen. Entgelte fiir Mak-
lercourtagen oder sonstige Kosten im Zusammenhang mit der Vermittlung einer ge-
forderten bzw. mittelbar belegten Wohnung diirfen von den Mieterinnen und Mie-
tern nicht erhoben werden.

IX. Inkrafttreten

Die Richtlinie mit Anlage tritt am Tag nach der Veroffentlichung in Kraft.

Dresden, 12.09.2017

gez. Dirk Hilbert
Oberbiirgermeister
der Landeshauptstadt Dresden

Anlagen

Anlage 1  Kriterienkatalog zur Priorisierung fiir mietpreis- und belegungsgebundenen

Wohnungsbau in Dresden

Anlage 2  Richtlinie des Sdchsischen Staatsministeriums des Innern zur Férderung der

Schaffung von mietpreis- und belegungsgebundenem Mietwohnraum (RL
gMW)

Anlage 3  Erlass des Sachsischen Innenministeriums vom 16. Juni 2017
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Anlage 1 zur Dresdner Richtlinie zur sozialen Mietwohnraumférderung

Kriterienkatalog zur Priorisierung fiir den mietpreis- und belegungsgebundenen Mietwoh-
nungsbau in Dresden

Vorbemerkungen

Die hier formulierten Standards gelten insbesondere fiir Neubauvorhaben und dienen grund-
satzlich als Empfehlungen fiir die Priorisierung der Férderung auf kommunaler Ebene. Im Rah-
men der Férderung des Um- und Ausbaus von Wohngeb&uden kann auf Grund der bestehenden
Bausubstanz von den Vorgaben in Ausnahmefillen und in Abstimmung mit der Wohnungs-
bauforderstelle abgewichen werden.

L. Allgemeine Kriterien

a) Die anfangliche Nettokaltmiete liegt unter den in der Landeshauptstadt Dresden giiltigen
Angemessenheitsrichtwerten (KdU).

b) Die MaRnahme erfiillt mit bedarfsgerechten Anteilen an erforderlichen WohnungsgréRen
die Vorgaben der Landeshauptstadt Dresden.

c) Die BaumaRnahme sieht innerhalb eines Geb&dudes sowohl die Schaffung von belegungsge-
bundenem (geférdertem) wie nicht belegungsgebundenem (nicht geférdertem) Wohnraum
vor.

d) Der Antragsteller erklért sich bereit, eine Belegungsbindung, die iiber der in der Landesricht-
linie genannten Mindestbindung von 15 Jahren liegt, vertraglich zu vereinbaren.

e) Der Antragsteller erklart sich bereit, Mieterhéhungen in dem geférderten Wohnraum frii-
hestens sieben Jahre nach Festlegung der Bewilligungsmiete vorzunehmen.

f) Das Bauvorhaben liegt nicht in einem Gebiet mit iiberdurchschnittlich vielen belegungsge-
bundenen Mietwohnungen.

g) Fiir Bauvorhaben an stddtebaulich wichtigen Standorten wurden konkurrierende Entwurfs-
verfahren geleistet.

Il. GroBe der Wohnungen und Zimmer

a) Folgende in der Richtlinie zum mietpreis- und belegungsgebundenen Wohnungsbau formu-
lierten Wohnflachenhdchstgrenzen sind einzuhalten:

Personen pro Haushalt maximale Wohnflache

1 45 m?
2 60 m?
3 75 m?
4 85 m?
jede weitere Person 10 m?

b) Wohnrdume fiir eine Person (z. B. Kinderzimmer) sollen mindestens 10 m? groR sein.
Schlafraume und Kinderzimmer sollen keine Durchgangsraume sein.



g)

h)

S

Wohnraume fiir zwei und mehr Personen (z. B. Wohnzimmer, Schlafzimmer) sollen mindes-
tens 14 m? groR sein.

Grundrisse und Ausstattung der Wohnungen

Die Grundrisse sollen den Wohnbediirfnissen angemessen und fiir alle Alltagsbediirfnisse
nutzbar und generell flexibel sein.

Bei Wohnungen ab drei Zimmern soll die Grundrissgestaltung nach dem Durchwohnprinzip
erfolgen (Belichtung und Beliiftung nach zwei Himmelsrichtungen; durchgesteckte Wohn-
grundrisse). Gebdudetiefen sind nach natiirlichen Belichtungsméglichkeiten abzustimmen.
Bei diesem Wohnungstyp diirfen keine einseitig zur lirmzugewandten Seite oder einseitig
nach Norden orientierte Wohnungen geplant werden (mindestens ein Aufenthaltsraum an
der larmabgewandten Seite).

Wohnungen, die fir mehr als vier Personen bestimmt sind, sollen iiber ein zweites WC ver-
figen.

In den Kiichen soll im Bereich von Herd, Spiile, Arbeitsplatte, in anderen Rdumen hinter
Waschbecken sowie in den Bddern und Duschen ein wasserfester Wandbelag (zum Beispiel
Fliesen, entsprechender Anstrich) in ausreichender Héhe vorgesehen werden.

In der Kiiche ist ausreichend Platz fiir die Kiichenabwicklung zu beriicksichtigen. Dabei sind
Nebenfldachen fiir Arbeitsvorgénge in ausreichendem Umfang zur Verfiigung zu stellen.

Im Bad oder einem anderen geeigneten Raum in der Wohnung ist eine ausreichend groRe
Flache fiir die Aufstellung und den Betrieb einer Haushaltswaschmaschine auszuweisen, so-
weit kein Gemeinschaftsraum fiir die Nutzung von Waschmaschinen zur Verfiigung steht.

Fir jede Wohnung ist ein ausreichend grofRer Abstellraum innerhalb oder auBerhalb der
Wohnung vorzusehen. Liegt der Abstellraum nicht in der Wohnung, sind in der Wohnung
Absteliflichen von mindestens 1 m? vorzusehen.

Jede Wohnung soll, soweit gestalterisch und funktionell vertretbar, einen Freisitz (Balkon,
Loggia, Wintergarten, Terrasse) haben. Bei Ein- und Zweiraumwohnungen kann auf Freisitze
verzichtet werden, insbesondere, wenn in unmittelbarer Ndhe nutzbare Freiflichen (Grin-
flachen) zur Verfiigung stehen und wenn diese Wohnungen nicht bevorzugt fiir dltere oder
mobilitdtseingeschrankte Personen vorgesehen sind. In Gebduden mit mehr als zwei Stock-
werken sollten mindestens 50 Prozent der Ein- und Zweiraum-Wohnungen {iber Freisitze
verfiigen.

Gebdude mit mehr als zwei Vollgeschossen sollen tiber einen ausreichend groRen Abstell-
raum fiir Kinderwagen und Fahrrader verfiigen.

Im Rahmen der Férderung des Um- und Ausbaus von Wohngebauden kann auf Grund der be-
stehenden Bausubstanz von den Vorgaben in begriindeten Ausnahmefallen und in Abstimmung
mit der Bewilligungsstelle abgewichen werden.

V.

a)

Ausstattung des Gebdudes

Um die Wohngebiude, bei denen die Errichtung eines Aufzugs derzeit nicht vorgeschrieben
ist, flexibel an zukiinftige Entwicklungen anpassen zu kénnen, soll die Nachristung eines
Aufzuges maoglich sein.



b)

d)

e)

b)

-3

Hauseingénge sind grundsitzlich an der StraRe oder von der StraRe aus sichtbar anzuordnen
und wettergeschiitzt auszubilden.

Hauser in Zeilenbauweise oder lange Gebaude sollen von beiden Gebiudeseiten aus zugdng-
lich sein.

Lange innenliegende ErschlieBungsflure sollen inshesondere in Gebduden mit Wohnungen
ab drei Personen vermieden werden.

Die Gebdude sollen iber einen Trockenraum verfiigen. Nach Méglichkeit soll dieser nach
bauordnungsrechtlichen Kriterien so gestaltet werden, dass er bei Bedarf auch als Gemein-
schaftsraum genutzt werden kann.

AuBenanlagen

Fir die Bewohner sollen zugéngliche Griinflichen vorgesehen werden. Diese sollen zur Beti-
tigung im Freien geeignet sein. Dabei sollen auch Spielanlagen beriicksichtigt werden. Die
Gestaltung und Pflege der AuRenanlagen soll auf Wunsch in Eigenleistung moglich sein.

Fahrradabstellpladtze (Kurzparker) sind nach Méglichkeit den Eingangsbereichen unmittelbar
zuzuordnen.

Blockinnenbereiche sollen maglichst frei von Stellplitzen gestaltet werden.

PKW-Stellplatze und deren Zufahrten sind zur Gewéhrleistung ausreichender Grundflichen
flichensparend anzulegen. Vollversiegelungen sind zu vermeiden. Die Einordnung hat so zu
erfolgen, dass Beldstigungen durch Lidrm und Abgase so gering wie méglich gehalten wer-
den. PKW-Stellpldtze sollen barrierefrei erreichbar sein und auf die unbedingt notwen dige
Anzahl minimiert werden. Es wird empfohlen, E-Ladestationen vorzusehen oder vorzuberei-
ten.

Freiflachen, die fir alle zugénglich sind, sind in der Regel barrierefrei zu gestalten.

Okologische Standards

Es sollen nur Baustoffe verwendet werden, die hinsichtlich ihrer Gewinnung, Verarbeitung,
Funktion und Beseitigung eine hohe Gesundheits- und Umweltvertriglichkeit sowie die Ein-
haltung sozialer Standards aufweisen. Dabei stellen die bestehenden Umweltvorschriften
und -normen in der jeweils giiltigen Fassung, insbesondere die Gefahrstoffverordnung, Min-
destanforderungen dar. Soweit keine schadstofffreien Produkte vorhanden sind, sollen méog-
lichst schadstoffarme Produkte (z. B. mit Umweltzeichen) verwendet werden.

Soweit hoherrangiges Recht nicht entgegen steht, sind Baustoffe, die unter Einsatz von Flu-
orchlorkohlenwasserstoffen hergestellt wurden, insbesondere Dammstoffe und Ortsch&u-
me, nicht einzusetzen.

Es sind in Abwégung mit der Dresdner Fernwirme méglichst Heizungsanlagen mit CO2-
armer, schadstoffmindernder und energiesparender Heiztechnik und/oder alternative Ver-
sorgungssysteme zu verwenden.



d)

e)

f)

VIil.

sills

Bei MaRnahmen im Bestand sollen die Wohngeb&dude nach Abschluss der SanierungsmaR-
nahmen (Um- und Ausbau) die Hochstwerte fiir den Jahres-Primarenergiebedarf und den
spezifischen, auf die warmeiibertragende Umfassungsfliche bezogenen Transmissionsver-
lust HAT nach § 3 Energieeinsparverordnung (EnEV) in der jeweils giiltigen Fassung nicht
uUberschreiten. Es sind die Rechenvorschriften des § 3 EnEV anzuwenden. Die Einhaltung be-
zuiglich der fir die Gebdudeenergieeffizienz vorgeschriebenen Hochstwerte ist durch einen
Energiebedarfsausweis nach Abschnitt 5 der EnEV nachzuweisen.

Aus abfallwirtschaftlicher Sicht wird auf Folgendes besonders hingewiesen:
- Abbrucharbeiten sind recyclinggerecht durchzufiihren,

- essollen recyclinggerechte und umweltschonende, demontierbare Konstruktionen ver-
wendet werden, die auch einen vermehrten Einsatz von ressourcenschonenden Baustof-
fen, wie z. B. Sekundarbaustoffen, erméglichen.

Die Gebé&ude sollen fiir die Gewinnung alternativer Energie (z. B. Solarvoltaik, Solarthermie)
ausgelegt werden.

Barrierefreiheit der Wohnungen und Gebiude

Die Sachsische Bauordnung (§ 50) ist zwingend einzuhalten, d. h. beim Bau von Hausern mit
mehr als zwei Wohnungen miissen die Wohnungen eines Geschosses barrierefrei erreichbar
sein. In diesen Wohnungen missen die Wohn- und Schlafrdume, eine Toilette, Bad sowie die
Kiiche oder die Kochnische barrierefrei sein.

Dartiber hinaus sollen in den Gebauden mit einem Aufzug folgende Kriterien beachtet werden:

a)

b)

c)

d)

g)

h)

Das Gebdude und die Wohnungen sollen stufenfrei erreichbar sein. Ebenso die Gemein-
schaftseinrichtungen wie Abstellrdume (z. B. fiir Kinderwagen, Rollatoren), Miillplatze, Kel-
lerrdaume, Fahrrad-Stellpldtze, PKW-Stellplitze.

Die Hauseingangstiir und Brandschutztiiren mit ObentiirschlieRern sollen mit elektrischen
Turdffnern nachristbar sein.

Aufziige kdnnen in Gebduden mit barrierefreien oder rollstuhlgerechten Wohnungen schon
bei geringeren Gebdudeh&hen vorgesehen werden. Die Aufzugskabine darf ein InnenmaR
von 1,40 m x 1,10 m nicht unterschreiten.

In der Wohnung bzw. wohnungsnah sollen Abstellplatze fiir Rollstiihle, Rollator und Scooter
inklusive Auflademdglichkeiten vorgehalten werden (DIN 18040-2).
An Neubaustandorten soll mindestens jede fiinfte Wohnung als barrierefreie Wohnung nach

DIN 18040-2 ,Barrierefreies Bauen - Planungsgrundlagen - Teil 2: Wohnungen” geplant wer-
den, wobei auch auf die Bediirfnisse von Gehorlosen und sehbehinderten Menschen ein be-

sonderes Augenmerk zu legen ist.

An Neubaustandorten des geforderten Wohnungsbaus soll je 20 Wohnungen mindestens
eine der geférderten Wohnungen nach DIN 18040-2 uneingeschrankt mit einem Rolistuhl
nutzbar sein.

Der Zugang zu Balkon oder Terrasse soll so ausgefiihrt werden, dass er mittels Balkonauf-
bauten als stufen- und schwellenfreier Zugang (d. h. mit maximaler Schwellenhéhe von

2 cm) nachgeriistet werden kann.

Keine Tiir oder Durchgangséffnung darf ein RohbaumaR von 88,5 cm unterschreiten.



j)
k)

-5.
Die Vorwandinstallation muss eine nachtréagliche Anbringung von Stiitzgriffen an WC,
Waschtisch und Dusche erméglichen.
Der Duschbereich muss ebenerdig sein. MindestgréRe 90 cm x 120 cm.
Jeder Raum (insbesondere Flur, Kiiche und Bad) soll iiber einen freien Bewegungsraum von
1,20 m x 1,20 m verfiigen.



RL gebundener Mietwohnraum
Anlage 2

Richtlinie
des Séchsischen Staatsministeriums des Innern
zur Férderung der Schaffung von mietpreis- und belegungsgebundenem
Mietwohnraum
(RL gebundener Mietwohnraum — RL gMW)

Vom 22. November 2016

I
Rechtsgrundlage, Zuwendungszweck

1. Zur Ausfihrung des Wohnraumfdrderungsgesetzes vom 13. September 2001 (BGBI. | S. 2376), das zuletzt
durch Artikel 3 des Gesetzes vom 2. Oktober 2015 (BGBI. |1 S. 1610) geandert worden ist, gewahrt der Freistaat
Sachsen im Rahmen der verfigbaren Haushaltsmittel nach den §§ 23 und 44 der Sachsischen
Haushaltsordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. April 2001 (SichsGVBI. S. 153), die zuletzt
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. April 2015 (SachsGVBI. S, 349) geandert worden ist, in der jeweils .
geltenden Fassung, und den Verwaltungsvorschriften des Sachsischen Staatsministeriums der Finanzen zur
Sachsischen Haushaltsordnung vom 27. Juni 2005 (SachsABI. SDr. S. S 226), die zuletzt durch die
Verwaitungsvorschrift vom 25. Marz 2015 (SachsABI. S. 515) geandert worden sind, zuletzt enthalten in der
Verwaltungsvorschrift vom 9. Dezember 2015 (SachsABI. SDr. S. S 374), in der jeweils geltenden Fassung,
auf Antrag Zuwendungen nach MaBgabe dieser Richtlinie.

2. Der Freistaat Sachsen gewahrt Zuwendungen zur Schaffung von zweckgebundenem Mietwohnraum im Sinne
des § 1 Absatz 1 Halbsatz 1 des Wohnraumférderungsgesetzes in Gemeinden mit entsprechendem Bedarf.
3. Soweites sich bei den Zuwendungen um staatliche Beihilfen im Sinne des Artikels 107 Absatz 1 des Vertrags

Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union handelt, werden sie gewahrt:

a) nach dem Beschluss 2012/21/EU der Kommission vom 20. Dezember 2011 Giber die Anwendung von
Artikel 106 Absatz 2 des Verirags Uber die Arbeitsweise der Europiischen Union auf staatliche Beihilfen
in Form von Ausgleichsleistungen zugunsten bestimmter Unternehmen, die mit der Erbringung von
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse betraut sind (ABI. L 7 vom 11.1.2012, S. 3),

b) nach der Verordnung (EU) Nr. 360/2012 der Kommission vom 25. April 2012 (iber die Anwendung der
Artikel 107 und 108 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Européischen Union auf De-minimis-Beihilfen
an Unternehmen, die Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse erbringen (ABI.L 114
vom 26.4.2012, S. 8), in der jeweils geltenden Fassung, oder

¢) nach der Verordnung (EU) Nr. 1407/2013 der Kommission vom 18. Dezember 2013 iiber die Anwendung
der Artikel 107 und 108 des Vertrags iber die Arbeitsweise der Européischen Union auf De-minimis-
Beihilfen (ABI. L 352 vom 24,12.2013, S. 1), in der jeweils geltenden Fassung,

sowie nach deren jeweiligen Nachfolgeregelungen.

4. Ein Rechtsanspruch auf eine Férderung besteht nicht. Die Gemeinde entscheidet nach pflichtgemaBem
Ermessen im Rahmen des ihr von der Sachsischen Aufbaubank — Férderbank — (SAB) zugeteilten
Finanzrahmens.

il
Gegenstand der Forderung

1. Fordergegenstand

a) Gegenstand der Férderung ist die Schaffung von mietpreis- und belegungsgebundenem Mietwohnraum
im Sinne des § 1 Absatz 1 Halbsatz 1 des Wohnraumiérderungsgesetzes.

b) Die Schaffung von mietpreis- und belegungsgebundenem Wohnraum kann erfolgen durch

aa) BaumafBnahmen, durch die Wohnraum in einem neuen selbstandigen Geb&ude geschaffen wird
(Neubau),

bb) Anderung, Nutzungsanderung oder Erweiterung von Gebauden, durch die unter wesentlichem
Bauaufwand (mindestens 600 Euro pro Quadratmeter Wohnflache) Wohnraum geschaffen wird
(Ausbau, Umbau oder Erweiterung), oder

cc) Anderung von Wohnraum unter wesentlichem Bauaufwand (mindestens 600 Euro pro Quadratmeter
Wohnflache) zur Anpassung an gednderte Wohnbedirfnisse (Ausbau und Umbau).

2. Gebietskulisse
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a) Die Forderung erfolgt nur in Gemeinden, die einen entsprechenden Bedarf an mietpreis- und
belegungsgebundenem Wohnraum verbindlich nachweisen und deren Wohnungsmarkisituation eine
zukinftige Gefahrdung der Versorgung von einkommensschwachen Haushalten mit ausreichendem
Wohnraum zu angemessenen Bedingungen erkennen lasst. Die zukiinftige Gefiahrdung gilt als gegeben,
wenn alle nachfolgenden Indikatoren erfillt sind:

aa) Bevdlkerungswachstum
Die Anzahl der Haushalte in der Gemeinde muss in der Bilanz der zuriickliegenden drei
Kalenderjahre angestiegen sein.

bb) Wohnraumangebot
In der Bilanz der zuriickliegenden drei Kalenderjahre muss in der Gemeinde die Anzahl der dem
Wohnungsmarkt neu zur Verfligung gestellten Wohnungen geringer sein als die Zunahme der
Anzahl der Haushalte.

cc) Leerstandsquote
Die Leerstandsquote in der Gemeinde liegt unter 4 Prozent.

dd) Angebotsmiete
Der Median der Angebotsmieten in der Gemeinde muss mindestens 5 Prozent (iber dem Median der
Angebotsmieten im Freistaat Sachsen liegen.

ee) Mietbelastung
Die Mietbelastung (Verhaltnis des Medians der Nettokalt-Angebotsmieten zum durchschnittlichen
Nettohaushaltseinkommen) in der Gemeinde muss héher als die Mietbelastung im Freistaat
Sachsen sein.

b) Das Staatsministerium des Innern stellt die fur die Prifung der Indikatoren erforderlichen Daten zur
Verfligung. Sofern den antragstellenden Gemeinden aktuellere und genauere eigene Daten vorliegen,
konnen diese im Einzelfall ber{icksichtigt werden.

L.
Zuwendungsempfanger

1. Zuwendungsempfénger ist die Gemeinde (Erstempfanger), die die Zuwendung in eigener Zustandigkeit an
den Eigentimer der geforderten Wohnung (Letztempfanger) weiterleitet (Weitergabe nach Nummer 12 der
Verwaltungsvorschriften zu § 44 der Sachsischen Haushaltsordnung). Die Gemeinde hat die
zuwendungsrechilichen Bestimmungen, soweit einschlégig, dem Eigentiimer der geférderten Wohnung in
einem offentlich-rechtlichen Weitergabevertrag aufzuerlegen.

2. Im Fall der VerduBerung oder eines sonstigen Eigentumsiibergangs der gefdrderten Wohnung wéahrend der
Dauer der Belegungsrechte hat der Eigentiimer der geférderten Wohnung den neuen Eigentimer im
Kaufvertrag vertraglich zu verpflichten, die zuwendungsrechtlichen Bestimmungen zu ibernehmen und in den
Weitergabevertrag an seiner Stelle einzutreten. Zu diesem Zweck hat der urspriingliche Eigentiimer der
geférderten Wohnung der Gemeinde den neuen Eigentimer zu benennen und der Gemeinde den
Kaufvertrag vor Vertragsabschluss vorzulegen. Die Gemeinde schlie Bt mit dem neuen Eigentimer der
Wohnung einen &ffentlich-rechtlichen Weitergabevertrag im Sinne der Nummer 12 der
Verwaltungsvorschriften zu § 44 der Sachsischen Haushaltsordnung ab, der die Elemente eines
Kooperationsvertrages gemaB § 14 des Wohnraumfdrderungsgesetzes beinhaltet, womit der neue
Eigentiimer der geférderten Wohnung zum Letztempfanger wird.

v.
Zuwendungsvoraussetzungen

1. Forderfahige MaBnahmen

a) Forderfahig sind MaBnahmen, durch die die geférderte Wohnung als angemessener Wohnraum flir
Haushalte mit Anspruch auf einen Wohnberechtigungsschein nach dem Wohnraumférderungsgesetz
genutzt werden kann. Ferner darf die Wohnflache der geférderten Wohnung die nachfolgend genannten
Wohnflachenhdchstgrenzen nicht (iberschreiten:

aa) Alleinstehende: 45 Quadratmeter,

bb) 2-Personen-Haushalte: 60 Quadratmeter,
cc) 3-Personen-Haushalte: 75 Quadratmeter,
dd) 4-Personen-Haushalte: 85 Quadratmeter.

b) Fir jede weitere zum Haushalt rechnende Person erhéht sich die Wohnfldche hochstens um weitere 10
Quadratmeter. Zur Wohnflache zahlen alle Nebenraume wie zum Beispiel Kiche, Flur, Bad oder WC.,

c) Die Gemeinde kann wegen besonderer Umstande des Einzelfalls von der maBgeblichen
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Wohnflachenhéchstgrenze pro Wohnung abweichen.

d) Bei Wohnungen fiir die uneingeschrénkte Rollstuhinutzung kann in dem erforderlichen Umfang von den
Wohnfldchenhdchstgrenzen abgewichen werden.

e) Die Wohnflache wird nach der Wohnflachenverordnung vom 25. November 2003 (BGBL. | S, 2346)
berechnet.

f) Férderfahig sind nur MaBnahmen an Wohnungen, deren Gesamtkosten fiir bauliche MaBnahmen an
Wohnungen chne Kosten des Grundsticks und der Grunderwerbskosten gemaB DIN 276

aa) im Falle eines Neubaus oder eines Umbaus 2 200 Euro pro Quadratmeter Wohnflache nicht
Uberschreiten oder

bb) im Falle einer Sanierung 1 800 Euro pro Quadratmeter Wohnflache nicht iiberschreiten und
600 Euro pro Quadratmeter Wohnflache nicht unterschreiten.

2. Belegungsrechte
a) Grundsatzliches
aa) Die Forderung nach dieser Richtlinie wird nur gewahrt, wenn
(1) anden geférderten Wohnungen (unmittelbare Belegung) oder
(2) an anderen gleichwertigen Wohnungen (mittelbare Belegung).

fir die Dauer von mindestens 15 Jahren — vom Tag der Bezugsfertigkeit der geforderten
Wohnungen an gerechnet — Belegungsrechte gemaB § 26 des Wohnraumfdrderungsgesetzes fir
Haushalte mit einem Wohnberechtigungsschein der Gemeinde, in deren Zustandigkeitsgebiet die
geférderte Wohnung gelegen ist, begriindet werden. Die Art der Belegungsrechte (allgemeines
Belegungsrecht, Benennungsrecht, Besetzungsrecht) legt die Gemeinde in ihrer Konzeption nach
Ziffer VIl Nummer 2 Buchstabe b fest. '

bb) Die Gemeinde schlieBt mit dem Eigentimer der geférderten Wohnung einen éffentlich-rechtlichen
Weitergabevertrag nach Nummer 12 der Verwaltungsvorschriften zu § 44 der Sachsischen
Haushaltsordnung, der neben den in Nummer 12 der Verwaltungsvorschriften zu § 44 der
Séachsischen Haushaltsordnung aufgefiihrten Gegenstinden zusétzlich die Elemente eines
Kooperationsvertrages gemaB § 14 des Wohnraumférderungsgesetzes beinhaltet.

cc) Der Eigentiimer der getérderten Wohnung istin dem Weitergabevertrag zu verpflichten, wahrend
der Dauer der Belegungsrechte die geforderten Wohnungen nur solchen Personen zu
Wohnzwecken und zum zulassigen Mietpreis (Nummer 3) zu Gberlassen, die ihm beim Abschluss
des Mietvertrages einen gultigen Wohnberechtigungsschein der Gemeinde, in deren
Zustandigkeitsgebiet die gefdrderte Wohnung gelegen ist, aushéndigen.

dd) Der Eigentimer der geférderten Wohnung hat der Gemeinde beim Erstbezug und bei jedem
Mieterwechsel vor Abschluss des Mietvertrages den Namen des zukinftigen Mieters der geférderten
Wohnung mitzuteilen sowie eine Kopie des Wohnberechtigungsscheines des zukiinftigen Mieters
und eine Kopie des abzuschlieBenden Mietvertrages vorzulegen. Die Gemeinde hat beim Erstbezug
und bei jedem Mieterwechsel zu priifen, ob der Mieter Inhaber eines Wohnberechtigungsscheines
ist. Der Mietvertrag darf nur nach Zustimmung der Gemeinde abgeschlossen werden.

ee) Istder Mieter nicht Inhaber eines Wohnberechtigungsscheines der Gemeinde, so soll die Gemeinde
vor dem Rucktritt vom 6ffentlich-rechtlichen Weitergabevertrag mit der Folge der Riickzahlung der
Zuwendung Ober die SAB an den Freistaat Sachsen von den Regelungen des § 27 Absatz 6 des
Wohnraumférderungsgesetzes Gebrauch machen und verlangen, das Mietverhéltnis zu kiindigen
und die Wohnung einem Wohnungssuchenden mit giiltigem Wohnberechtigungsschein der
zustandigen Gemeinde zu Gberlassen.

ffy  Die Gemeinde hat an den mit FordermitteIn errichteten Wohnungen ein allgemeines Belegungsrecht
nach § 26 des Wohnraumfdrderungsgesetzes, Die Gemeinde flihrt ein Verzeichnis der mit
Belegungsrechten gebundenen Wohnungen und der in diesen Wohnungen wohnenden Mieter.

gg) Abweichend von Nummer 2 Buchstabe a Doppelbuchstabe cc kann die Gemeinde mit Zustimmung
des Staatsministeriums des Innern die gefdrderte Wohnung fiir den Fall, dass die Wohnung nicht
bestimmungsgemaB belegt werden kann und eine bestimmungsgemé&Be Belegung auch nicht zu
erwarten ist, von den Mietpreis- und Belegungsbindungen freistellen.

b) mittelbare Belegungsrechte

aa) Die Gemeinde kann die mittelbare Belegungsbindung der geférderten Wohnungen nach § 31 des
Wohnraumférderungsgesetzes zulassen. Im Rahmen der mittelbaren Belegungsbindung ist
sicherzustellen, dass die Bindungen der gefdrderten Wohnungen geman § 31 des
Wohnraumférderungsgesetzes unter Berlcksichtigung des Forderzwecks auf gleichwertige
Ersatzwohnungen {ibertragen werden. Gegenstand einer vertraglichen Uberiragungsvereinbarung
zwischen der Gemeinde und dem Eigentimer der gefdrderten Wohnung solien dabei Anzahl,
Dauer, Art und Héhe der Belegungs- und Mietpreisbindungen sowie GrdBe und Ausstattung des
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Ersatzwohnraums sein. Die Gleichwertigkeit der Ersatzwohnungen kann auch Gber die
Bereitstellung von Wohnungspools, Flaichenbilanzen oder eine erhdhte Anzahl von
Ersatzwohnungen geregelt werden. Grundsétzlich muss der fiir die geférderte Wohnung
ausgezahlte Férderbetrag der Mietvergiinstigung der Ersatzwohnung entsprechen und die
Ersatzwohnung muss im Zustandigkeitsgebiet der Gemeinde liegen.

bb) Voraussetzung fiir eine mittelbare Belegungsbindung ist, dass die Ersatzwohnung zum Zeitpunkt
des Ubergangs des Belegungsrechts nicht bewohnt und nicht vermietet ist. Der Nachweis Gber eine
mittelbare Belegungsbindung kann im Zeitraum nach Stellung des Férdermittelantrags bis zur
Fertigstellung des Bauvorhabens erbracht werden. Ein Wechsel der Ersatzwohnung wahrend der
Dauer der Belegungsbindung ist mit Zustimmung der Gemeinde zuldssig, wenn die angebotene
Ersatzwohnung gleichwertig ist.

3. Mietpreisbindung

a) anfangliche Miete
Die anfangliche Miete (Bewilligungsmiete — nettokalt — ohne kalte und warme Betriebskosten) berechnet
sich aus der durchschnittlichen Angebotsmiete fiir vergleichbare Wohnungen in dem gleichen oder einem
vergleichbaren Wohngebiet abziiglich der Hohe der Férderung in Euro pro Quadratmetern (nach Ziffer V
Nummer 4). Zwischen der Gemeinde und dem Zuwendungsempfanger kann vertraglich eine niedrigere
anfangliche Miete vereinbart werden. Sollte durch die Vereinbarung einer niedrigeren anfanglichen Miete
ein hoherer Férdermittelbetrag erforderlich sein, so hat die Gemeinde die dafiir erforderlichen
zusatzlichen Haushaltsmittel aus dem eigenen kommunalen Haushalt zu zahlen.

b) Anpassung der Miethdhe
Die Miete darf unter Beachtung der Voraussetzungen des § 558 des Biirgerlichen Gesetzbuches
entsprechend der prozentualen Entwicklung der ortsiiblichen Vergleichsmiete angepasst werden.

c) Provisionen fir die Vermittlung und Vermietung
Bei der Vermietung der geférderten Wohnung dirfen innerhalb der Dauer des Belegungsrechts keine
Provisionen fir die Vermittiung und Vermietung gefordert werden.

d) Verbotder Vermietung von ungeeigneten Rdumen
Die Vermietung der geférderten Wohnung darf innerhalb der Dauer des Belegungsrechts nicht von der
Vermietung von zu Wohnzwecken ungeeigneten Raumen (zum Beispiel Kellerrdume, Garagen) abhangig
gemacht werden,

V.
Art und Umfang, Héhe der Zuwendung

1. Zuwendungsart
Projekiférderung

2. Finanzierungsart
Anteilsfinanzierung bis zu einer Hochstgrenze

3. Form der Zuwendung
nicht rlickzahlbarer Zuschuss

4. Hohe der Zuwendung
Der Zuschuss betragt in der Regel 35 Prozent, aber maximal 3,50 Euro pro Quadratmeter, der fir die
gefdrderte Wohnung festgelegten durchschnittlichen Angebotsmiete fir vergleichbare Wohnungen in dem
gleichen oder einem vergleichbaren Wohngebiet zum Zeitpunkt der Antragstellung, gerechnet auf 15 Jahre
und auf die anrechenbare Wohnflache in Quadratmetern. Der Zuschuss reduziert sich um den Betrag, um den
derin der jeweiligen Gemeinde geltende Hochstsatz der Kosten der Unterkunft (nettokalt) um mehr als
5 Prozent unterschritten wird.

5. Auszahlung
100 Prozent des Zuschussbetrages in Raten nach Baufortschritt.

Vi,
Sonstige Zuwendungsbestimmungen

1. Wirschaftlichkeit des Fordervorhabens
Die Gesamibelastung aus der Finanzierung und den sonstigen Aufwendungen muss auf Dauer tragbar
erscheinen. Hierbei sind neben den Finanzierungskosten auch die Folgekosten fir den Eigentiimer der
gefdrderten Wohnung zu beriicksichtigen. Diese Anforderungen sind bei Antragstellung gegeniber der
Gemeinde mittels einer Bankbestitigung der das Projekt finanzierenden Bank nachzuweisen.

2. Vorhabensbeginn
Eine Zuwendung kann nur gewahrt werden, wenn das Vorhaben noch nicht begonnen worden ist.
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3. Zuschusssicherung

a) Die Zuschisse mussen fiir die Dauer der Mietpreis- und Belegungsbindung durch Eintragung einer
Grundschuld an den geférderten Wohnungen zugunsten der Gemeinde, in deren Zustandigkeitsgebiet
die geférderte Wohnung gelegen ist, an erster Rangstelle oder im Gleichrang oderim Rang nach den
Grundpfandrechten, die zur Sicherung der Finanzierung des geférderten Vorhabens erforderlich sind,
gesichert werden. Sofern es sich bei den im Rang vorgehenden oder gleichstehenden
Grundpfandrechten um Grundschulden handelt, muss sichergestellt werden, dass ein Aufriicken des
Grundpfandrechts fiir die Darlehen nach erfolgter Tilgung der im Rang vorgehenden oder
gleichstehenden Darlehen erfolgt.

b) Diese dingliche Sicherung kann ersetzt werden durch eine entsprechende unbefristete,
selbstschuldnerische Birgschaft einer Bank, einer Sparkasse oder eines anderen Kreditunternehmens,
sofern das Kreditinstitut oder der Kreditversicherer eine Zulassung hat

aa) inder Europaischen Gemeinschaft oder
bb) in einem Staat der Vertragsparteien des Abkommens iber den Europaischen Wirtschaftsraum oder

cc) ineinem Staatder Vertragsparteien des WTO-Ubereinkommens (iber das dffentliche
Beschaffungswesen.

4. Sicherung der Belegungsrechte
Die vereinbarten Belegungsrechte miissen fiir die Dauer der Mietpreis- und Belegungsbindung als
beschrankt persénliche Dienstbarkeit an der geforderten Wohnung im Grundbuch zugunsten der Gemeinde
eingetragen werden.

5. Ergénzung der Férderung durch andere Férderprogramme
Eine Férderung nach dieser Richtlinie kann durch andere Férderprogramme der Gemeinde, des Landes, des
Bundes oder der Européischen Union erganzt werden, sofern dies die Fordervorschriften der anderen
Programme zulassen und die Gesamtsumme aller Fordermittel die Summe der férderfihigen
Gesamtausgaben nicht (ibersteigt.

6. Verbotder Zuwendungsgewahrung
Eine Zuwendung nach dieser Richtlinie darf nicht einem Unternehmen gewahrt werden, das einer
Rickforderungsanordnung aufgrund eines friiheren Beschlusses der Kommission zur Feststellung der
Unzuléssigkeit einer Beihilfe und ihrer Unvereinbarkeit mit dem Binnenmarkt nicht nachgekommen ist.
Ausgenommen hiervon sind Zuwendungen zur Bewaltigung der Folgen bestimmter Naturkatastrophen.

7. Sonstiges
Die Regelungen (ber Rickforderung und Verzinsung sind anzuwenden. Der Eigentiimer der geférderten
Wohnung hat der SAB und dem Sachsischen Rechnungshof in allen Stufen des Verfahrens bis zum Ablauf
des Verwendungszeitraumes ein Prifungsrecht einzurdumen.

VIl
Verfahren

1. Bewilligungsbehdrde
Bewilligungsbehdrde ist die SAB, die der Gemeinde ein Mittelkontingent zur Weitergabe auf der Grundlage
dieser Richtlinie zuweist.

2. Antragsverfahren der Gemeinde (Erstempfanger)

a) Das Staatsministerium des Innern legt die Hohe der im aktuellen Haushaltsjahr zur Verfiigung stehenden
Férdermittel fest und teilt dies der SAB schriftlich mit.

b) Die Gemeinde stellt bis zum 31. Oktober des jeweiligen Vorjahres (fir das Jahr 2017 bis spétestens
31.Januar 2017) einen Antrag auf Zuweisung von Fordermitteln zur Schaffung von mietpreis- und
belegungsgebundenem Wohnraum bei der SAB und flgt ihm eine Konzeption bei. In dieser Konzeption
stellt die Gemeinde insbesondere den Bedarf an mietpreis- und belegungsgebundenen Mietwohnungen,
die wohnungswirtschaftliche Konzeption zur Bewéltigung des Bedarfs sowie die Erfullung der
Voraussetzungen gemaB Ziffer IV Nummer 1 dar.

¢) Die SAB priift die in der Konzeption der Gemeinde dargelegten Voraussetzungen gemas Ziffer |l
Nummer 2 (Gebietskulisse). .

d) Die SAB unterbreitet dem Staatsministerium des Innern basierend auf den eingereichten Antradgen einen
Entscheidungsvorschlag fiir die regionale Aufteilung der Gesamtférderung auf die antragstellenden
Gemeinden.

e) Das Staatsministerium des Innern entscheidet unverziiglich im Rahmen der verfigbaren Haushaltsmittel
und teilt die Entscheidung der SAB mit.

f) Die SAB erlasst gegeniber der Gemeinde einen Zuwendungsbescheid, der das ihr zugewiesene
Mittelkontingent und die Modalitaten fiir die Weitergabe, Verwendung und Prifung der Zuwendung durch
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die Gemeinde enthilt.

g) Die Gemeinde legt der SAB jahrlich zum Ende des Jahres einen Sachstandsbericht vor. Im
Sachstandsbericht werden die beantragten und genehmigten MaBnahmen dokumentiert.

3. Antragsverfahren des Eigentiimers der zu férdernden Wohnung (Letztempfanger)

a) Der Eigentimer der geférderten Wohnung stelltin seinem Férderantrag die geplanten BaumaBnahmen
fir die Schaffung von zweckgebundenem Mietwohnraum und die voraussichtlich dafiir bendtigten
Fordermittel dar. Der Férderantrag ist vollstandig auf den dafiir vorgesehenen Vordrucken bei der
Gemeinde einzureichen, in der das Fdrdervorhaben gelegen ist.

b) Die Gemeinde priift den Forderantrag gemag dieser Richtlinie und ihrer Konzeption gemas Nummer 2
Buchstabe b.

¢) Die Auswahl der antragsberechtigten Investoren richtet sich nach der wohnungswirtschaftlichen
Konzeption zur Bewaltigung des Bedarfs der Gemeinde.

d) Die Gemeinde gibt die Férdermittel nach Nummer 12 der Verwaltungsvorschriften zu § 44 der
Sachsischen Haushaltsordnung an den Eigentiimer der geférderten Wohnung weiter. Dabei hat die
Gemeinde die in Nummer 12 der Verwaltungsvorschriften zu § 44 der Sachsischen Haushaltsordnung
aufgefihrten Voraussetzungen fiir die Weitergabe zu beachten.

4. Auszahlungsverfahren

a) Die Auszahlung der Fordermittel an den Eigentimer der geférderten Wohnung erfolgtin Raten nach
Baufortschritt. Die Gemeinde kann festlegen, dass 10 Prozent der Férdermittel erst nach Abschluss des
Verwendungsnachweisverfahrens ausgezahlt werden. Der Eigentimer der geférderten Wohnung reicht
bei der Gemeinde zu jeder Auszahlung einen Nachweis der zweckentsprechenden Verwendung der
Mittel auf den dafiir vorgesehenen Auszahlungsantragsformularen ein, auf welchen als
Zwischennachweis die fertiggestellten EinzelmaBnahmen dargestellt sind. Ferner hat der Eigentiimer der
geférderten Wohnung im Auszahlungsantrag eine Erklarung dariiber abzugeben, dass

aa) die Einnahmen und Ausgaben mit den Biichern und Belegen Gibereinstimmen,
bb) keine Ausgaben aufgefiihrt sind, die schon in friheren Zwischennachweisen enthalten waren,
cc) beiden Ausgaben nur zuwendungsféahige Kosten enthalten sind und

dd) die Ausgaben zur Erreichung des Zuwendungszweckes notwendig waren und dabei wirtschaftlich
und sparsam verfahren wurde.

b) Unrichtige Angaben und Erklarungen im Auszahlungsverfahren kénnen die Pflicht zur Erstattung und
Verzinsung der zu Unrechtin Anspruch genommenen Fardermittel (vergleiche Nummer 8 der
Verwaltungsvorschriften zu § 44 der Sachsischen Haushaltsordnung) sowie gegebenenfalls
strafrechtliche Sanktionen zur Folge haben.

c) Die Gemeinde priift die Richtigkeit der Angaben im Auszahlungsantrag und reicht das Prifergebnis mit
dem Auszahlungsantrag bei der SAB ein.

d) Die SAB zahlt die Férdermittel auf das Konto des Eigentimers der geférderten Wohnung aus.
5. Verwendungsnachweisverfahren

a) Die Verwendungsnachweisfiihrung ist gegeniiber der Gemeinde durch den Eigentiimer der gefdrderten
Wohnung auf den dafiir vorgesehenen Vordrucken zu erbringen und mit der Beantragung der
Schlussauszahlung vorzulegen. Ein einfacher Verwendungsnachweis ist zugelassen. Dieser besteht aus
dem Sachbericht und einem zahlenm&Bigen Nachweis ohne Vorlage von Belegen, in dem Einnahmen
und Ausgaben entsprechend der Gliederung des Finanzierungsplanes summarisch zusammenzustelien
sind.

b) Die Gemeinde fiihrt innerhalb von zwéIf Monaten nach der vollstindigen Auszahlung der Fordermittel die
Verwendungsnachweispriifung durch. Der Verwendungsnachweis bildet die Grundlage fiir die
abschlieBende Entscheidung tber die Férderung der MaBnahme. Er istinsbesondere dafiir maBgebend,
in welchem Umfang Férdermittel zurlickzuzahlen sind.

c) Die Gemeinde legt der SAB nach Abschluss der Verwendungsnachweispriifung einen vereinfachten

Verwendungsnachweis (iber die von ihr verwendeten Haushaltsmittel vor.
6. Sonstige Verfahrensregelungen

a) Furdie Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie fiir den Nachweis und die
Prifung der Verwendung und die gegebenenfalls erforderliche Authebung des Zuwendungsbescheides
und die Riickforderung der gewahrten Zuwendung gelten die Verwaltungsvorschriften zu § 44 der
Séchsischen Haushaltsordnung, soweit nicht in dieser Richtlinie Abweichungen zugelassen worden sind.
Es finden die ,Allgemeinen Nebenbestimmungen fir Zuwendungen zur Projekiférderung" (Anlage 2 zur
Verwaltungsvorschrift zu § 44 der Sachsischen Haushaltsordnung) mit Ausnahme von Nummer 3
Anwendung.

b) Die Gemeinden kdnnen fir ihr Gemeindegebiet zum Zwecke der Weitergabe der aufgrund dieser
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RL gebundener Mietwohnraum

Richtlinie zugewiesenen Fordermittel die in dieser Richtlinie enthaltenen Gestaltungsspielraume durch
erganzende Regelungen auf der Grundlage der nach Nummer 2 Buchstabe b vorgelegten Konzeption
ausfillen, soweit die Regelungen nichtim Widerspruch zu dieser Richtlinie stehen.

VIIL.
Inkrafttreten

Diese Richtlinie tritt am Tag nach der Veréffentlichung in Kraft.
Dresden, den 22. November 2016

Der Staatsminister des Innern
Markus Ulbig

Anderungsvorschriften

Richtlinie des Sachsischen Staatsministeriums des Innern zur Anderung der RL gebundener
Mietwohnraum

vom 8. Méarz 2017 (SachsABI. S. 446)
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Anlage 3

STAATSMINISTERIUM
DES INNERN

SACHSISCHES STAATSMINISTERIUM DES INNERN
01095 Dresden

per E-Mail

1. Landeshauptstadt Dresden,
Stadtplanungsamt
Herrn Hermann

2. Stadt Leipzig
Amt far Stadterneuerung und Wohnungsbauférderung
Frau Glaser

Auslegung der RL gebundener Mietwohnraum

Nach Ziffer VII. 6 b) der RL gebundener Mietwohnraum (RL gMW) haben
die Gemeinden die Mdglichkeit, fiur ihr Gemeindegebiet zum Zwecke der
Weitergabe der zugewiesenen Férdermittel die in der RL gMW enthaltenen
Gestaltungsspielrdume durch ergénzende Regelungen auszuftillen, soweit
die ergédnzenden Regelungen nicht im Widerspruch zur RL gMW stehen.

Soweit in der RL gMW

- eindeutige Definitionen (z.B. Foérdergegenstand, anfangliche Miete),

- zahlengenaue Vorgaben (z.B. Dauer der Belegungsbindung von 15 Jah-
ren),

- Vorgaben, die sich aus zitierten Vorschriften ergeben (z.B. Mieterhéhung
unter Beachtung der Voraussetzungen des § 558 BGB = erstmalige
Mieterhhungsmdglichkeit nach 15 Monaten) oder

- Zuwendungsvoraussetzungen (z.B. Wohnungen diirfen nur solchen Per-
sonen zu Wohnzwecken und zum zuldssigen Mietpreis (iberlassen wer-
den, die dem Vermieter beim Abschluss des Mietvertrages einen giiltigen
Wohnberechtigungsschein aushéndigen)

festgelegt sind, so dirfen diese (in diesem Erlass nicht abschlieRend aufge-

zahlten) Definitionen, Angaben und Voraussetzungen nicht in einer kommu-

nalen ergédnzenden Regelung verandert werden. Ergdnzungen in Form von
inhaltlichen Klarstellungen sind méglich, soweit sie der bestehenden Rege-
lung in der RL gMW nicht widersprechen.

Sofern in der RL gMW Untergrenzen genannt sind (z.B. Bauaufwand von
600 Euro pro Quadratmeter nicht unterschreiten), so ist es unzulassig, diese
Untergrenzen zu unterschreiten.

Sind in der RL gMW Obergrenzen genannt (z.B. Zuschuss in H6he von in
der Regel 35 Prozent, aber maximal 3,50 Euro pro Quadratmeter; Bauauf-
wand von 2.200 bzw. 1.800 Euro pro Quadratmeter nicht Uberschreiten), so
ist es unzulassig, diese Obergrenzen zu tberschreiten.

Vorgaben, die einen aufgezeigten Spielraum zulassen (z.B.: Nach RL gMW
darf die mit Fordermitteln des Freistaates Sachsen reduzierte anfangliche

S‘,\'{— Freistaat

=% SACHSEN

Ihr/-e Ansprechpartner/-in
Torsten Vergin

Durchwahl
Telefon +49 351 564-3552
Telefax +49 351 564-3569

torsten.vergin@
smi.sachsen.de*

Aktenzeichen
(bitte bel Antwort angeben)
55-2547/1/5

Cresden,
16. Juni 2017

Hausanschrift:

Séchsisches Staatsministerium
des Innern

Wilhelm-Buck-Str, 2

01097 Dresden

www.smi.sachsen.de

Verkehrsanbindung:
Zu erreichen mit den Stralen-
bahnlinien 3,6, 7, 8, 13

Besucherparkplitze:
Bitte beim Empfang Wilhelm-
Buck-Str. 2 oder 4 melden.

*Informationen zum Zugang fOr var-
schiosselte / signierte E-Mails / elekiro-
nische Dokumente sowie Do-Mail unter
www.smi.sachsen.def/konlakt htm.
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35 SACHSEN

STAATSMINISTERIUM
DES INNERN

Miete von 5 % unter KdU-Hdchstsatz bis 3,50 Euro je Quadratmeter unter der fiir eine
vergleichbare Wohnung geltenden durchschnittlichen Angebotsmiete betragen.), diirfen
nur innerhalb des in der RL gMW aufgezeigten Spielraums ergénzt werden. Eine mit
Fordermitteln des Freistaates Sachsen erzielte Unterschreitung des KdU-Héchstsatzes
um mehr als § Prozent wére in diesem Fall genauso ausgeschlossen wie eine Erhd-
hung des Zuschusses aus Férdermitteln des Freistaates Sachsen um mehr als 3,50
Euro je Quadratmeter.

Zulassige Anderungen, die zu einer Verscharfung der in der RL gMW aufgefiihrten
Vorgaben und Voraussetzungen und damit zu einer Minimierung der Wirtschaftlichkeit
des Forderobjektes fihren, diirfen nur vorgenommen werden, soweit sichergestellt ist,
dass es hierdurch nicht zu einer geringeren Inanspruchnahme der Férderung kommt.
Dies kann z. B. dadurch erfolgen, dass die ergénzende Regelung als Kriterium formu-
liert wird, das zur Priorisierung angewandt wird, soweit Antrage aufgrund von Mittel-
knappheit abgelehnt werden mussen. Die ergédnzenden Regelungen der Gemeinde
dirfen nicht zu einer geringeren Mittelbindung fiihren.

Wir bitten um Beachtung dieser Hinweise.

LI AT W 4

Simone Wenzler
Referatsleiterin Wohnungswirtschaft, Wohnraumférderung, Wohngeld
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	8.7 RL zur sozialen Mietwohnraumförderung_E57
	1. genehmigter Bauantrag oder Genehmigungsfreistellung oder Vollständigkeitsbescheinigung des Bauantrags ausgestellt von der Zentralen Antrags- und Vorprüfstelle (ZAVS) oder ein gültiger Vorbescheid (nach § 75 SächsBO) mindestens zur planungsrechtlich...
	2. Berechnung der Brutto-Grundfläche nach DIN 277 und der Wohnfläche nach der Wohnflächenverordnung (WoFIV),
	3. vollständige Bauzeichnungen, amtlicher Lageplan,
	4. unbeglaubigter, vollständiger und aktueller Grundbuchauszug,
	5. Finanzierungsnachweise (verbindliche Zusagen für Kapitalmarkt- und andere Fremdmittel),
	6. Nachweise der Eigenkapitaldeckung (z. B. bare Mittel, bezahlte Baumaterialien, bezahltes Grundstück, Ansparung auf Bausparvertrag, Kapitalabfindung usw.),
	7. Projektbeschreibung,
	8. Bauablaufplan,
	9. prüfbare Berechnung der Gesamtkosten für bauliche Maßnahmen an geförderten Wohnungen mit Beschreibung der Maßnahmen,
	10. Angaben zu Zahl und Wohnfläche der zu fördernden Wohnungen,
	11. Ermittlung der anfänglichen Miete mit Berechnungsbestätigung durch das Stadtplanungsamt der Landeshauptstadt Dresden,
	12. Auszug aus dem Handelsregister (für Unternehmen) und
	13. Datenschutzrechtliche Einwilligungserklärung.
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